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Einführung

I. Problemaufriss: Die Insuffizienz der DS-GVO
zum Schutz Minderjähriger bei der Erteilung

der datenschutzrechtlichen Einwilligung

Seit jeher ist es Aufgabe des Rechts, auf gesellschaftliche Entwicklungen zu
reagieren und einen Ordnungsrahmen für die Realität zu bieten.1 Das gilt
insbesondere für Regelungen über Befugnisse Minderjähriger im Rechtsver-
kehr. Zu den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zählt, ein allen Inte-
ressen gerecht werdendes Recht des Internets, einschließlich des Daten-
schutzes, zu schaffen. Hier ist der Schutz Minderjähriger von herausragender
Bedeutung. Eine gesetzlich gewährleistete Einschränkung der Verarbeitung
personenbezogener Daten und die damit gesicherte informationelle Selbst-
bestimmung bildet einen Grundbaustein einer demokratischen Gesell-
schaftsordnung.2 Zudem obliegt dem Gesetzgeber ein Schutzauftrag für Kin-
der und Jugendliche.3 Sie darf der Gesetzgeber nicht ungeschützt lassen, da
sie sich der Risiken, Folgen, Garantien und Rechte bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten möglicherweise weniger bewusst sind, Erwä-
gungsgrund 38 S. 1 DS-GVO.4 Ihre Daten sind für Unternehmen von gro-
ßem Interesse und Wert, da Kinder und Jugendliche die nächste Kundenge-
neration darstellen.5 Digitale Medien werden von Kindern und Jugendlichen
intensiv genutzt.6 Nach der JIM-Studie7 des medienpädagogischen For-

1 BGHZ 143, 214, 225 – Marlene Dietrich.
2 Vgl. BVerfGE 65, 1, 43; Simitis, RDV 2007, 143, 144.
3 Vgl. Janicki, DSRITB 2019, 313, 314; vgl. Jandt/Roßnagel, MMR 2011, 637, 638.
4 Mit ähnlichem Wortlaut bereits die Entschließung des Europäischen Parlaments vom

6. Juli 2011 zum Gesamtkonzept für den Datenschutz in der Europäischen Union
(2011/2025(INI)), Punkt M, URL: http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pub
Ref=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2011-0323+0+DOC+XML+V0//DE [Stand: 14.03.
2021].

5 Möhrke-Sobolewski/Klas, K&R 2016, 373; Heckmann/Paschke, in: Ehmann/Sel-
mayr, DS-GVO, 2. Auflage, 2018, Art. 8 Rn. 1; Rauda, MMR 2017, 15, 16; Joachim,
ZD 2017, 414, 418; Gola/Schulz ZD 2013, 475.

6 Gola/Schulz ZD 2013, 475.
7 JIM-Studie 2018 (Jugend, Information, Multimedia), Basisuntersuchung zum Me-
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2 Einführung

schungsverbands Südwest (mpfs) nutzen 97 % der Jugendlichen zwischen
zwölf und 19 Jahren das Internet. Hierzu verwenden 97 % der Jugendlichen
ein Smartphone. Diese Affinität gegenüber digitalen Medien birgt ein großes
Gefahrpotential.8 Im Internet sind Minderjährige sozialem Druck und be-
sonderen Reizen ausgesetzt, die sie aufgrund leichterer Beeinflussbarkeit
mitunter noch nicht einordnen können.9 Eine weitreichende Preisgabe per-
sonenbezogener Daten des Minderjährigen sowie von Familie und Freunden
kann zu detaillierten Nutzerprofilen über die Interessen, Neigungen und so-
zialen Kontakte der Minderjährigen führen.10 Weiter verbreiten Jugendliche
auf Social-Media-Plattformen nahezu grenzenlos ihre personenbezogenen
Daten.11 Die JIM-Studie konstatiert, dass 95 % der zwölf bis 19-Jährigen den
Messenger Whatsapp verwenden. 67 % der Befragten nutzen Instagram. Auf
dieser Plattform laden sie – datenschutzrechtlich besonders relevant – (per-
sönliche) Bilder hoch und verfolgen die Interessen und Aktivitäten anderer.
Der mpfs untersuchte ferner in der KIM-Studie12 das Nutzungsverhalten
sechs bis 13-jähriger Kinder. 55 % dieser Kinder nutzen mindestens einmal
wöchentlich das Internet. Whatsapp wird von 47 % der Kinder verwendet, ein
Viertel der Kinder ist bei Facebook online. Mit einem derart gravierenden
Nutzungsverhalten korrespondiert eine hohe Relevanz für den Gesetzgeber.
Ferner sind die Handlungen von Kindern und Jugendlichen im Internet wie
etwa auf dem Smartphone naturgemäß durch die Eltern nur schwer zu kon-
trollieren. Aus diesen Gründen sind Kinder und Jugendliche bei der Inter-
netnutzung besonders zu schützen.

Der europäische Gesetzgeber hat die Schutzbedürftigkeit Minderjähriger
im Umgang mit personenbezogenen Daten erkannt und entsprechende Re-
gelungen geschaffen.13 Art. 8 Abs. 1 DS-GVO regelt die datenschutzrechtli-

dienumgang 12– bis 19-Jähriger, URL: https://www.mpfs.de/fileadmin/files/Studien/JIM/
2018/Studie/JIM2018 Gesamt.pdf [Stand: 14.03.2021].

8 Heckmann/Paschke, in: Ehmann/Selmayr, DS-GVO, 2. Auflage, 2018, Art. 8 Rn. 1;
Gola/Schulz ZD 2013, 475.

9 Heckmann/Paschke, in: Ehmann/Selmayr, DS-GVO, 2. Auflage, 2018, Art. 8 Rn. 1;
vgl. Gola/Schulz ZD 2013, 475.

10 Gola/Schulz ZD 2013, 475; Fünfter Zwischenbericht der Enquete-Kommission „In-
ternet und digitale Gesellschaft“, Datenschutz, Persönlichkeitsrechte, S. 30 f., URL: htt
p://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/089/1708999.pdf [Stand: 14.03.2021].

11 Jandt/Roßnagel, MMR 2011, 637; Entschließung des Europäischen Parlaments vom
6. Juli 2011 zum Gesamtkonzept für den Datenschutz in der Europäischen Union
(2011/2025(INI)), Punkt M, URL: http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pub
Ref=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2011-0323+0+DOC+XML+V0//DE
[Stand: 14.03.2021].

12 KIM-Studie 2018 (Kindheit, Internet, Medien), Basisuntersuchung zum Medienum-
gang 6– bis 13-Jähriger, URL: https://www.mpfs.de/fileadmin/files/Studien/KIM/2018/K
IM-Studie 2018 web.pdf [Stand: 14.03.2021].

13 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
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che Einwilligungsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen. Nach dem Wort-
laut ist bei einem Angebot von Diensten der Informationsgesellschaft, das
einem Kind direkt gemacht wird, die Verarbeitung der personenbezogenen
Daten des Kindes rechtmäßig, wenn das Kind das sechzehnte Lebensjahr
vollendet hat (Art. 8 Abs. 1 S. 1 DS-GVO). Dieses Alter kann der nationale
Gesetzgeber nach Art. 8 Abs. 1 S. 3 DS-GVO14 von 16 Jahren bis auf 13 Jahre
herabsetzen. Folglich wird die Einwilligungsfähigkeit bei Angeboten von
Diensten der Informationsgesellschaft, die einem Kind direkt gemacht wer-
den, mittels starrer Altersgrenze bestimmt. Verarbeitungen der Daten von
Kindern unterhalb dieser Altersgrenze sind nach Art. 8 Abs. 1 S. 2 DS-GVO
nur sofern und soweit rechtmäßig, wie die Einwilligung durch den Träger der
elterlichen Verantwortung für das Kind oder mit dessen Zustimmung erteilt
wird. Ob bei dieser Regelung die Interessen sämtlicher Beteiligter an der
Verarbeitung personenbezogener Daten Minderjähriger berücksichtigt wur-
den, ist fraglich. Dies zeigt schon der Erwägungsgrund 38 S. 1 DS-GVO. Das
Interesse des Minderjährigen, gemäß seinen individuellen Fähigkeiten zu
handeln, wird darin nicht deutlich erkennbar. Zumindest deutet die For-
mulierung möglicherweise weniger bewusst die Erkenntnis des europäischen
Gesetzgebers an, dass nicht bei allen Minderjährigen pauschal von demsel-
ben Entwicklungsstand ausgegangen werden darf. Indes spiegelt sich diese
Erkenntnis nicht im Wortlaut von Art. 8 Abs. 1 DS-GVO wider, sodass da-
nach die Mitwirkungspflicht der Eltern für Kinder unterhalb der festgesetz-
ten Altersgrenze unabhängig von der geistigen Reife des Kindes gilt. Das
einer solchen Regelung zugrundeliegende elterliche Erziehungsrecht hat sich
jedoch stets am Interesse des Kindes auszurichten.15 Es kann nicht mehr
uneingeschränkt Geltung entfalten, sobald der Minderjährige die erforder-
liche Reife für selbstbestimmtes Handeln aufweist.16 Mit fortschreitender
Entwicklung des Kindes verringern sich daher auch die elterlichen Rechts-
befugnisse.17 Es wird zu zeigen sein, ob der Gesetzgeber mithin ein Rege-
lungsmodell hätte wählen sollen, das an den individuellen Fähigkeiten des
Kindes ausgerichtet ist.

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG, ABl. 2016 L
119, 1 ber. ABl. 2016 314, 72 und ABl. 2018 L 127, 2. Regelungen zum Schutz von Kindern
sind etwa Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f. DS-GVO, Art. 8 DS-GVO, Art. 12 DS-GVO, Art. 17 DS-
GVO, Art. 40 Abs. 2 lit. g DS-GVO sowie Art. 57 Abs. 1 lit. b DS-GVO. Bedeutsam sind
zudem die Erwägungsgründe 38 und 58 DS-GVO.

14 Mitunter abweichend zitiert als Art. 8 Abs. 1 UA. 1 DS-GVO.
15 BVerfGE 59, 360, 382.
16 Vgl. BVerfGE 59, 360, 382.
17 Vgl. BVerfGE 59, 360, 382.
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Der Minderjährige bedarf ebenfalls des Schutzes bei dem Vertrag Dienst
gegen Daten18. In derartigen Verträgen wird die Erteilung der Einwilligung in
die Erhebung, Verarbeitung und Verwertung von Daten19 als Gegenleistung
zur Nutzung eines Dienstes im Internet vereinbart. Zwar können Einwilli-
gungen nach Art. 7 Abs. 3 S. 1 DS-GVO jederzeit widerrufen werden. Dieses
Widerrufsrecht kollidiert jedoch im Rahmen eines derartigen Vertrags mit
der vertraglichen Bindungswirkung.20 Schließlich muss die datenschutzrecht-
liche Einwilligung freiwillig erteilt werden, Art. 4 Nr. 11 DS-GVO. Nach dem
in Art. 7 Abs. 4 DS-GVO normierten allgemeinen Kopplungsverbot ist ins-
besondere von Bedeutung, ob die Erfüllung eines Vertrags von der Einwilli-
gung über für die Erfüllung des Vertrags erforderliche Daten abhängig ist.21

Datenschutzrechtliche Einwilligungen im Rahmen von Verträgen Dienst ge-
gen Daten könnten dem Kopplungsverbot unterliegen.

II. Gegenstand und Ziel der Arbeit

Die vorliegende Untersuchung hat eine Evaluierung der Regelungen der DS-
GVO betreffend die datenschutzrechtliche Einwilligungsfähigkeit anhand ei-
gener Gesetzesvorschläge zum Gegenstand. Die Fähigkeit zur Erteilung der
datenschutzrechtlichen Einwilligung hat bislang trotz seiner hohen Bedeu-
tung für die Wirksamkeit der Datenverarbeitung keine monografische Ab-
handlung erfahren.22 Die datenschutzrechtliche Einwilligungsfähigkeit kann
jedoch heute, vor dem Hintergrund der Kommerzialisierung des Internets,
nicht mehr losgelöst von der Geschäftsfähigkeit gewährleistet werden. An-
bieter im Internet verlangen immer seltener ein finanzielles Entgelt für ihre
Dienste.23 Stattdessen fordern sie, dass der Nutzer in die Verarbeitung der

18 Zur Terminologie Dienst gegen Daten und zu diesem Vertragstypus Metzger, AcP
2016, 817 ff.

19 Für eine verbesserte Verständlichkeit wird im Folgenden für die Erhebung, Verar-
beitung und Verwertung von Daten lediglich der Begriff der Datenverarbeitung benutzt.

20 Sattler, JZ 2017, 1036.
21 Siehe stellvertretend Schulz, in: Gola, DS-GVO, 2. Auflage, 2018, Art. 7 Rn. 24.
22 Janicki, DSRITB 2019, 313, 316: „Trotz ihrer zentralen sowie folgenreichen Bedeu-

tung wird die datenschutzrechtliche Einwilligungsfähigkeit in der juristischen Literatur
stiefmütterlich behandelt“; sowie Amelung, in: Kopetzki, Einwilligung und Einwilligungs-
fähigkeit, 2002, S. 24. In den zur datenschutzrechtlichen Einwilligung veröffentlichten Ab-
handlungen wird die Einwilligungsfähigkeit nicht tiefschürfend behandelt, siehe etwa: Ro-
gosch, Die Einwilligung im Datenschutzrecht, 2013, S. 47 ff.; v. Zimmermann, Die Einwil-
ligung im Internet, 2014, S. 151 ff.

23 Buchner, DuD 2010, 39; Rogosch, Die Einwilligung im Datenschutzrecht, 2013, S. 41;
Haag, Direktmarketing mit Kundendaten aus Bonusprogrammen, 2010, S. 52; Jöns, Da-
ten als Handelsware, 2019, S. 119.
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personenbezogenen Daten einwilligt.24 Personenbezogene Daten haben einen
wirtschaftlichen Wert.25 Die datenschutzrechtliche Einwilligung kommt da-
her einer Vermögensdisposition gleich. Dieser Aspekt des Vermögensschut-
zes ist eine Grundidee des Geschäftsfähigkeitsrechts.26 Deshalb sollte die Ein-
willigungsfähigkeit nicht ohne die Geschäftsfähigkeit gedacht werden. Die
Suche nach einem Gesetz de lege ferenda hat daher bei den Regelungen der
Geschäftsfähigkeit als Grundlage des Minderjährigenschutzes anzusetzen.
Auf diese Weise wird ein Gesetzesvorschlag für die Bestimmung der Ge-
schäftsfähigkeit entwickelt. Die gewonnenen Erkenntnisse werden sodann
auf die Einwilligungsfähigkeit übertragen.

III. Gang der Abhandlung

Die Abhandlung setzt sich aus drei Teilen zusammen.
Teil 1 befasst sich mit der Entwicklung einer Regelung zur Bestimmung

der Geschäftsfähigkeit als Grundlage für den Schutz Minderjähriger. Zu
Beginn werden maßgebliche Regelungsmodelle entwickelt. Überwiegend
können diese anhand der geschichtlichen Entwicklung der Geschäftsfähig-
keit und der Regelungen anderer europäischer Länder herausgearbeitet wer-
den. Daraufhin werden die maßgeblichen Regelungsmodelle näher vorge-
stellt, die bei dem Entwurf eines Gesetzes zur Bestimmung der Geschäftsfä-
higkeit zur Verfügung stehen. Nach einer Darstellung des Begriffs der Ge-
schäftsfähigkeit werden diese Regelungsmodelle anhand der Interessen der
Beteiligten eines Rechtsgeschäfts Minderjähriger bewertet. Durch Kombi-
nation der Modelle entsteht de lege ferenda ein Gesetzesvorschlag unter Be-
rücksichtigung der bedeutenden Interessen.

In Teil 2 werden die Erkenntnisse auf die datenschutzrechtliche Einwilli-
gungsfähigkeit übertragen. Dieser Teil untergliedert sich in drei Aspekte der
Einwilligung, welche unter dem Gesichtspunkt des Minderjährigenschutzes
einem Gesetzesvorschlag de lege ferenda zugeführt werden. Nach der einsei-
tigen Einwilligung in die Datenverarbeitung werden die Besonderheiten der
Einwilligung im Vertragsverhältnis behandelt, inklusive dem Widerrufsrecht

24 Buchner, DuD 2010, 39; Rogosch, Die Einwilligung im Datenschutzrecht, 2013, S. 41;
Haag, Direktmarketing mit Kundendaten aus Bonusprogrammen, 2010, S. 52; Jöns, Da-
ten als Handelsware, 2019, S. 119.

25 Metzger, AcP 2016, 817, 818; Schafft/Ruoff, CR 2006, 499; Haag, Direktmarketing
mit Kundendaten aus Bonusprogrammen, 2010, S. 52 zu Kundendaten aus Bonuspro-
grammen; Rogosch, Die Einwilligung im Datenschutzrecht, 2013, S. 41; Ladeur, MMR
2000, 715, 721; Weichert, NJW 2001, 1463; vgl. Walz, DuD 1998, 150, 153; Jöns, Daten als
Handelsware, 2019, S. 119.

26 Siehe hierzu Ohly, Volenti non fit iniuria, 2002, S. 318 f.; Becker, JZ 2017, 170, 171.
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der Einwilligung und dem datenschutzrechtlichen Kopplungsverbot. Der
Teil schließt mit der Frage nach der Rechtsnatur der datenschutzrechtlichen
Einwilligung auf der Ebene der Leistungspflichten. Aus den Teilen 1 und 2
dieser Abhandlung sollen somit sowohl für die Geschäftsfähigkeit als auch
für die datenschutzrechtliche Einwilligungsfähigkeit zwei miteinander kor-
respondierende Regelungsvorschläge hervorgehen.

Teil 3 befasst sich schließlich anhand der in den vorherigen Teilen unter-
breiteten Vorschläge mit der Bewertung der korrespondierenden Regelungen
der DS-GVO. Zunächst wird de lege lata die datenschutzrechtliche Einwil-
ligung im Rahmen der DS-GVO allgemein und dann die Regelungen speziell
in Bezug auf den Schutz Minderjähriger vorgestellt. Danach wird die Rege-
lungstechnik der DS-GVO durch einen Vergleich mit den de lege ferenda
gefundenen Ergebnissen bewertet. Die Reihenfolge der Evaluierung spiegelt
die Vorgehensweise des vorherigen Teils wider: Die Bewertung der einseitigen
Einwilligung erfolgt vor den besonderen Aspekten der Einwilligung im Ver-
trag Dienst gegen Daten. Außerdem demonstriert die Abhandlung eine Mög-
lichkeit der Implementierung des unterbreiteten Verbesserungsvorschlags
durch Ausgestaltung der Öffnungsklausel in Art. 8 Abs. 1 S. 3 DS-GVO.
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Teil 1

Die Bestimmung der Geschäftsfähigkeit als Grundlage
des Schutzes Minderjähriger im Rechtsverkehr

Das Gesetz zur Bestimmung der Geschäftsfähigkeit bildet die Grundlage des
Minderjährigenschutzes im Rechtsverkehr. Eine derartige Regelung muss
die bestmögliche Balance zwischen einer Vielzahl an Interessen der Beteilig-
ten an einem Rechtsgeschäft mit einem Minderjährigen herstellen. Ziel dieses
Teils ist es, das geeignete Regelungsmodell zur Bestimmung der Geschäfts-
fähigkeit zu entwickeln. Im Folgenden werden daher zunächst die zur Ver-
fügung stehenden Modelle herausgearbeitet und dann auf Grundlage der
bedeutenden Interessen bewertet. Schließlich werden die Regelungsmodelle
in einem Gesetzesvorschlag de lege ferenda kombiniert.

I. Modelle zur Bestimmung der Geschäftsfähigkeit

Die Geschäftsfähigkeit ist die „persönliche Fähigkeit, selbstständig und mit
voller Wirksamkeit Rechtsgeschäfte zu schließen“1. Im Folgenden sollen zu-
nächst die Regelungsmodelle entwickelt werden, die bei der Bestimmung
dieser Fähigkeit zur Verfügung stehen. Neben der derzeitigen Rechtslage in
Deutschland und anderen Ländern Europas soll insbesondere die Historie
der Geschäftsfähigkeit als Quelle herangezogen werden. Im Anschluss wer-
den die ermittelten sowie weitere bedeutende Regelungsmodelle dargestellt.

1. Geschichtlicher Überblick über die Regelungsmodelle
der Geschäftsfähigkeit

Einige der unterschiedlichen Abstufungen des Schutzes Minderjähriger in
heutigen Gesetzen wie dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) basieren auf
Vorläufern des römischen Rechts.2 Bei Gesetzesvorhaben zum Schutz Min-

1 Hefermehl, in: Soergel, BGB, 13. Auflage, 1999, Vor § 104 Rn. 1.
2 Czeguhn, Geschäftsfähigkeit, beschränkte Geschäftsfähigkeit, Geschäftsunfähigkeit,

2003, S. 17; Thier, in: HKK, 2003, §§ 104–115 Rn. 2. Zur grundlegenden Bedeutung des
römischen Rechts für das Minderjährigenrecht in modernen Rechtssystemen siehe Berger,
in: Paulys RE, Bd. XV, 1932, Sp. 1769–1771, 1770 Art. „Minderjährigkeit“.
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derjähriger sind selbst im derzeitigen Zeitalter des Internets nahezu die iden-
tischen Kriterien und Regelungsmodelle in die Überlegung miteinzubezie-
hen, welche schon vor einigen Jahrtausenden Gegenstand der Gesetzgebung
waren.3 Bei genauerer Betrachtung waren gesellschaftliche Entwicklungen,
die heute in vergleichbarer Weise stattfinden, schon damals die Ursache für
Rechtsfortbildungen. Aus diesem Grund sollen einzelne Regelungsmodelle
zunächst in einem historischen Abriss vorgestellt werden.4

a) Das Recht der Mündigkeit im römischen Reich

Bereits das antike römische Recht enthielt Regelungen zum Schutz Minder-
jähriger.5 Im römischen Privatrecht wurden junge Menschen in puberes
(mündige Personen) und impuberes (unmündige Personen) eingeteilt.6 Die
impuberes wiederum wurden in infantes (Kinder) und in die älteren Unmün-
digen, die impuberes infantia maiores, unterteilt.7 Das Ende des Kindesalters
war durch die Sprechfähigkeit indiziert, da die fehlerlose Aussprache vorge-
sehener Spruchformeln eine Wirksamkeitsvoraussetzung für die Vornahme
von Rechtsgeschäften darstellte.8 Diese Sprechfähigkeit ist augenscheinlich
ursprünglich individuell ermittelt worden, ehe später auf die Vollendung des
siebten Lebensjahres abgestellt wurde.9 Mit dem Erwerb der Sprechfähigkeit
war somit zunächst ein von den individuellen Fähigkeiten des Kindes ab-
hängiges, einmal eintretendes Ereignis maßgeblich, ehe später eine feste10

3 Zu der generellen Beobachtung, dass die Rechtsentwicklung stets wieder zu den ur-
sprünglichen Rechtsmodellen und -figuren zurückkehrt siehe Mayer-Maly, JZ 1971, 1 ff.

4 Eine ausführliche Darstellung der Geschichte der Geschäftsfähigkeit im römischen
Recht und in deutschen Rechtsordnungen bietet insbesondere Knothe, Geschäftsfähigkeit
in geschichtlicher Entwicklung, 1983.

5 Czeguhn, Geschäftsfähigkeit, beschränkte Geschäftsfähigkeit, Geschäftsunfähigkeit,
2003, S. 17; Berger, in: Paulys RE, Bd. XV, 1932, Sp. 1769–1771, 1770 Art. „Minderjäh-
rigkeit“; Thier, in: HKK, 2003, §§ 104–115 Rn. 3 ff.

6 Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 7; Kaser, Das
römische Privatrecht, Erster Abschnitt, 2. Auflage, 1971, §§ 20 II u. 65 II 2. Für eine Dar-
stellung der Unterschiede der Gruppen der gewaltfreien und gewaltunterworfenen Per-
sonen siehe Kräusslich, Die Geschäftsfähigkeit nach dem BGB vom 18. August 1896, 1898,
S. 13 ff.

7 Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 7; Kaser/Knütel/
Lohsse, Römisches Privatrecht, 21. Auflage, 2017, S. 97 Rn. 3, 4.

8 Kaser, Das römische Privatrecht, Erster Abschnitt, 2. Auflage, 1971, §§ 8 II, 57 I, 58 I;
Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 7 f.; Honsell, Römi-
sches Recht, 8. Auflage, 2015, S. 30.

9 Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 8, 16; siehe auch
Honsell, Römisches Recht, 8. Auflage, 2015, S. 30.

10 Die Formulierungen „feste“ und „starre“ Altersgrenze werden in dieser Untersu-
chung synonym verwendet.
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Altersgrenze eingeführt wurde. Diese beiden Regelungsmodelle haben folg-
lich bereits im römischen Recht ihren Ursprung. Mündig wurden Mädchen
mit Vollendung des zwölften Lebensjahres.11 Für Jungen war hingegen zu
dieser Zeit die Einkleidung in die toga virilis (die Männertoga) erforderlich.12

Die Einkleidung, welche auch als Formalakt die Geschlechtsreife anzeigte,
fand im Rahmen eines öffentlichen, feierlichen Aktes statt.13 Die Entschei-
dung darüber, in welchem Alter die Einkleidung geschah, lag im Ermessen
der Familie, unabhängig von einer Altersgrenze.14 Demnach existierte zu die-
ser Zeit für Mädchen eine feste Altersgrenze, während für Jungen der Eintritt
eines bestimmten Ereignisses maßgeblich war.15

Zur Zeit des als ius controversum bekannten Rivalitätsverhältnisses zwi-
schen den Rechtsschulen der Prokulianer und der Sabinianer, welches bis
etwa 250 n. Chr. anhielt, gab es Streit um den wirksamsten Schutz Minder-
jähriger.16 Die sabinianische Schule maß die Frage der Mündigkeit eines Kna-
ben einzelfallbezogen an der individuellen Reife, während die Prokulianer
zur Vereinheitlichung feste Altersgrenzen von 12 Jahren für Mädchen und
14 Jahren für Jungen forderten.17 Die Prokulianer argumentierten, mit der
Ausweitung des Handels und des Verkehrs ginge das Bedürfnis einher, die
Befugnis zur Vornahme aller Rechtsgeschäfte zweifelsfrei feststellen zu kön-
nen.18 Zunächst setzte sich jedoch die Auffassung PriscusÆ durch, nach dem
die Voraussetzung für den Eintritt der Mündigkeit des Jungen sowohl die
Geschlechtsreife als auch die Vollendung des 14. Lebensjahres waren.19 Diese
Regelung enthielt kumulativ zwei Komponenten, zum einen den Eintritt des
individuellen Ereignisses der Geschlechtsreife sowie die feste Altersgrenze

11 Kaser/Knütel/Lohsse, Römisches Privatrecht, 21. Auflage, 2017, S. 97 Rn. 2; Knothe,
Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 22.

12 Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 22; Kaser, Das
römische Privatrecht, Erster Abschnitt, 2. Auflage, 1971, §§ 20 II u. 65 II 2; Czeguhn, Ge-
schäftsfähigkeit, beschränkte Geschäftsfähigkeit, Geschäftsunfähigkeit, 2003, S. 17.

13 Kaser, Das römische Privatrecht, Erster Abschnitt, 2. Auflage, 1971, § 20 II; Knothe,
Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 22.

14 Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 22; siehe auch
Kaser, Das römische Privatrecht, Erster Abschnitt, 2. Auflage, 1971, § 20 II.

15 Der Grund für die unterschiedliche Handhabung der Mündigkeit von Mädchen und
Knaben bestand nach derzeitigen Erkenntnissen darin, dass bei einer festgesetzten Alters-
grenze die Würde der Frau gewahrt werden konnte, da so ein im Streitfall erforderlicher
öffentlicher Nachweis des Eintritts der individuellen Geschlechtsreife verhindert wurde,
Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 23.

16 Siehe zu Hintergründen des Streits Honsell, Römisches Recht, 8. Auflage, 2015, S. 16.
17 Kaser/Knütel/Lohsse, Römisches Privatrecht, 21. Auflage, 2017, S. 97 Rn. 2; Honsell,

Römisches Recht, 8. Auflage, 2015, S. 30.
18 Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 24.
19 Schwarz, SZ 1952, 345, 345 ff.; Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Ent-

wicklung, 1983, S. 25.
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von 14 Jahren. Folglich wurden mehrere Regelungsmodelle kombiniert. Erst
im Jahr 529 n. Chr. erließ Kaiser Justinian ein Gesetz mit fester Altersgrenze,
nach der Jungen mit dem vollendeten 14. Lebensjahr unabhängig von dem
Erfordernis der Geschlechtsreife mündig wurden.20 Zu diesem Zeitpunkt war
der Vorschlag der Prokulianer für das Eintrittsalter in die Mündigkeit Gesetz
geworden.21

Die damals in hoher Geschwindigkeit eintretende und durch Kriegser-
folge angetriebene Entwicklung Roms von einer bäuerlichen zu einer groß-
städtischen Gesellschaft und Lebensform ließ den Rechtsverkehr komplizier-
ter und damit insbesondere für unerfahrene Personen gefährlicher werden.22

Daher wurde im Jahr 204 v. Chr. eine weitere Abstufung der Altersgrenze
durch eine lex Plaetoria eingeführt, nach der puberes unter 25 Jahren gegen
Übervorteilung geschützt wurden.23 Seither existierte neben der Einteilung in
Mündige und Unmündige zusätzlich die Einteilung in Personen unter 25 Jah-
ren (minores viginti quinque annorum, kurz minores, Minderjährige) sowie
von 25 Jahren und älter.24 Wieder basierte diese Regelung auf dem Rege-
lungsmodell der festen Altersgrenze. Durch die Entwicklung in der nach-
klassischen Zeit wurde die Geschäftsfähigkeit dieser minores an die der Un-
mündigen angeglichen.25

In der späten Kaiserzeit entstand zur Vereinfachung des Rechtsverkehrs
das Institut der venia aetatis, die vorzeitige Volljährigerklärung.26 Im Jahr 321
n. Chr. in einem konstantinischen Reskript umfassend ausgestaltet, war sie
zunächst ein gnadenhalber gestattetes Privileg.27 Neben dem Nachweis eines

20 Kaser, Das römische Privatrecht, Zweiter Abschnitt, 2. Auflage, 1975, § 207 I 2; Kno-
the, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 26 f.

21 Kaser/Knütel/Lohsse, Römisches Privatrecht, 21. Auflage, 2017, S. 97 Rn. 2; Knothe,
Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 26 f.

22 Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 59; siehe auch
Kräusslich, Die Geschäftsfähigkeit nach dem BGB vom 18. August 1896, S. 12 f.

23 Honsell, Römisches Recht, 8. Auflage, 2015, S. 31; Kaser, Das römische Privatrecht,
Erster Abschnitt, 2. Auflage, 1971, § 65 II 3; Kaser/Knütel/Lohsse, Römisches Privatrecht,
21. Auflage, 2017, S. 98 Rn. 8.

24 Kaser/Knütel/Lohsse, Römisches Privatrecht, 21. Auflage, 2017, S. 98 Rn. 8; Knothe,
Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 54. Für das Alter ab 25 Jahren
entstand der Begriff legitima aetas, Volljährigkeit.

25 Kaser/Knütel/Lohsse, Römisches Privatrecht, 21. Auflage, 2017, S. 99 Rn. 10; Knothe,
Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 98.

26 Kaser/Knütel/Lohsse, Römisches Privatrecht, 21. Auflage, 2017, S. 99 Rn. 11; Knothe,
Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 99. Die Begriffe Volljähriger-
klärung sowie Volljährigkeitserklärung werden im Laufe dieser Untersuchung synonym
verwendet.

27 Knothe, Geschäftsfähigkeit in geschichtlicher Entwicklung, 1983, S. 99; siehe Sirks,
in: Babusiaux/Kolb, Das Recht der „Soldatenkaiser“, 2015, S. 41 f. inklusive Übersetzung
Aurelians Reskript C. 2, 44, 1.
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